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Entschuldungsinitiative HIPC für Bolivien: 
eine neue Chance für die Armutsbekämpfung? 
 
Mechthild Minkner-Bünjer 
 
In ihrer ersten Regierungserklärung zur Entwicklungspolitik unterstrich Bundesministerin Wieczorek 
Zeul am 19. Mai 2000 vor dem Bundestag, dass sich die globale Armut, ein Schlüsselproblem der 
Nord-Süd-Beziehungen, vergrößert habe. Strukturelle Faktoren wie knappe Ressourcen, wirtschaftli-
che und politische Krisen, Verteilungsprobleme in und zwischen den Ländern sowie Überausbeutung 
der Ressourcen verschärften die Armut. Ziel der Entwicklungspolitik sei es, zum Abbau von Armut, zur 
Förderung von hohem und anhaltendem Wachstum sowie zum Aufbau bzw. der Verbesserung der so-
zialen Grunddienste und Sicherungssysteme für die arme Bevölkerung sowie zur politischen Stabilisie-
rung der Länder beizutragen. Nur so könne die Entwicklungspolitik die Wirtschafts- und Sozialent-
wicklung in den Ländern und die Voraussetzungen für Frieden und Sicherheit in der Welt verbessern 
helfen. Im Zusammenhang mit der Armutsbekämpfung setzt sich die Bundesregierung (zusammen mit 
den Nichtregierungsorganisationen) auch für die Entschuldung der armen und hochverschuldeten 
Länder (Heavily Indebted Poor Countries, HIPC) ein. Die aufgrund der multilateral und bilateral 
gewährten Schuldenerleichterungen freiwerdenden Mittel sind für armutsmindernde Maßnahmen be-
stimmt. Die Mehrzahl der Länder, die für die international getragene HIPC-Initiative in Frage kommt, 
liegt auf dem afrikanischen Kontinent. In Lateinamerika gehört – neben Honduras und Nikaragua – 
Bolivien zu den hochverschuldeten armen Ländern. In den nachfolgenden Ausführungen steht ausge-
hend von einer allgemeinen Darstellung der Initiative dieses Land im Mittelpunkt der Analyse. Ange-
sprochen werden die Gründe und Kriterien, warum sich Bolivien (nach Uganda) als zweites Land 
überhaupt für die ursprüngliche und die erweiterte HIPC-Initiative qualifiziert hat, die Hauptlinien 
seiner Strategie zur Armutsbekämpfung, der Stand der Durchführung, die zu erwartenden Erfolge 
sowie die Kritik an der Initiative. 
 
Verschuldungsproblem: (k)ein Ende in Sicht? 
Ende der 80er Jahre glaubten „Entwicklungsop-
timisten“ aufgrund der Stabilisierungsphase, dass 
die Verschuldungsproblematik in Lateinamerika 
unter Kontrolle gebracht worden sei. Trotz Um-
schuldungsrunden und einem verstärkten Zufluss 
an ausländischen Direktinvestitionen, auch in die 
Länder mittlerer und geringerer Größe, nahmen 
deren internationale Verbindlichkeiten und die 
Schuldendienstrückstände in den 90er Jahren 
wieder zu. Finanzkrisen traten „regelmäßig“ 
(speziell in den Schwellenländern) auf, und der 
Entwicklungsrückstand der armen Länder ver-
stärkte sich. Im Zuge der Internationalisierung 
der Wirtschaft sind die armen, kapitalschwachen 
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und politisch instabilen Länder als Investitions-
standorte immer weniger gefragt. Zwar haben sie 
ihre Inflation und die defizitären Staatshaushalte 
weitgehend in den Griff bekommen und Refor-
men zur Liberalisierung der Wirtschaft durchge-
führt, jedoch konnten sie aufgrund interner und 
externer „Engpässe“ weder eine umfassende Mo-
dernisierung noch ein anhaltendes Wachstum in 
Gang setzen. Die Armut ist gleichbleibend hoch, 
die Einkommens- und Vermögenskonzentration 
hat zugenommen. Der Fehlschlag, die weltweite 
Armutssituation (oder nur die einzelner Konti-
nente oder Länder) durch multilaterale und bila-
terale Kooperation substantiell beeinflussen zu 
können, ist selbst von der Weltbank (auch im Fall 
von Bolivien) anerkannt worden. 
Die zum Teil sehr ernüchternden Entwicklun-
gen nach der „Bewältigung der Verschuldungs-
krise“ brachten die Diskussion in der internatio-
nalen Gebergemeinschaft über Entlastungsmög-
lichkeiten in Verbindung mit der Armutsbekämp-
fung wieder in Gang. Im Herbst 1996 stellten die 
Weltbank und der IWF eine Initiative zur umfas-
senden Schuldenerleichterung für die hochver-
schuldeten armen Länder (Initiative for Heavily 
Indebted Poor Countries: HIPC-Initiative) vor. 
Die Initiative koppelt die Schuldenerleichterung 
an die Armutsreduzierung und stellt beide in den 
Kontext von Strukturreformen und Wachstum im 
Rahmen einer sich globalisierenden Weltwirt-
schaft. Neuartig ist bei dem Ansatz, dass das 
Schwergewicht auf der globalen Tragfähigkeit 
der Länder für die Verschuldung liegt, das heißt, 
auf ihrer Fähigkeit, innerhalb der Zielsetzungen 
von Armutsabbau und nachhaltiger Entwicklung 
Schuldendienstzahlungen leisten zu können. Das 
bedeutet auch, dass eine Politik der Armutsbe-
kämpfung nur als Bestandteil der gesamten Ent-
wicklungsstrategie eines Landes Sinn macht. Die 
HIPC-Initiative wurde von mehr als 180 Regie-
rungen als Lösungsansatz begrüßt. Sie setzen sich 
dafür ein, in etwa 40 der ärmsten Länder die ex-
treme Auslandsverschuldung als ein Hindernis 
für eine nachhaltige Entwicklung und die Ver-
besserung des Lebensstandards der breiten Masse 
abzubauen. 
Die ersten armen Länder aus Lateinamerika 
(Bolivien) und der Karibik (Guyana) sowie vor 
allem aus Afrika (u.a. Uganda, Mozambique, 
Tansania, Mali und Burkina Faso) qualifizierten 
sich schon 1997/98 für die Entscheidung über 
eine Unterstützung durch die HIPC-Initiative. 
Die Gebergemeinschaft sagte ihnen eine Schul-
denerleichterung von rd. US$ 3,4 Mrd. zu. Dage-
gen befanden die Weltbank und der IWF auf-
grund ihrer Analyse für Benin (Juli 1997) und 
Senegal (April 1998), dass sie nicht für die 
Schuldenerleichterung in Frage kämen. Entspre-
chend den Kriterien war die Schuldenbelastung 
für diese beiden sehr armen Länder (Länder mit 
niedrigem menschlichem Entwicklungsstand: 
Platz 146 und 160 von insgesamt 175 Ländern) 
„tragbar“. 
Als Folge allmählich wachsender Kritik an 
der Ausgestaltung der Initiative kamen während 
1999 die Hauptgläubiger in einem nunmehr 
weltweiten Dialog (vor allem im Internet) und 
aufgrund von intensiven Überprüfungen und 
Konsultationen zwischen Regierungen, internati-
onalen Institutionen, Nichtregierungsorganisatio-
nen (z.B. European Network on Debt and Deve-
lopment, EURODAD) und Zivilgesellschaft zu 
dem Schluss, dass mehr Ländern der Zugang zur 
HIPC-Initiative ermöglicht werden müsse. Die 
weltweite Kampagne „Schuldenerlass 2000“, 
vorangetrieben von NROs und Kirchen, verstärk-
te den Druck, eine wirksamere, breiter angelegte 
und schneller funktionierende Schuldenerleichte-
rung für die armen Länder in Gang zu setzen. 
Ursprüngliche und „erweiterte“ 
HIPC-Initiative 
Eine Vielzahl von Punkten des ursprünglichen 
Ansatzes ist auf Kritik gestoßen: u.a. die zeitliche 
Begrenzung für die Teilnahme an der Initiative, 
die (zu hohen) Obergrenzen für die Tragfähigkeit 
und die (eingeschränkte) Reichweite der Initiati-
ve, die Kalkulation (mittels Prognose) der Schul-
denerleichterung, das (starre) Phasenkonzept mit 
dem zeitlich festgelegten Leistungsnachweis für 
die Vorbereitung bzw. die Freigabe des Gesamt-
pakets der Schuldenerleichterung, die (zu gerin-
ge) Verbindung zwischen strukturellen Anpas-
sungsmaßnahmen der Länder mit einer „vorge-
zogenen“ Schuldenerleichterung und die (wenig 
transparente und zu lockere) Kopplung (vor al-
lem in der Realpolitik) von Schuldenerleichte-
rung und Armutsminderung. Im September 1999 
billigten die Regierungen die von Weltbank und 
IWF vorgestellte Neufassung der HIPC-Initiative 
(s. Aufstellung). 
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Ursprüngliche HIPC-Initiative 
 
Erweiterte HIPC-Initiative 
September 1996 
 
Teilnahmeberechtigt: Arme Länder, die für konzessionäre 
Kredite von Weltbank (IDA) oder die Armutsfazilität des 
IWF qualifizieren; trotz Anwendung traditioneller Lösun-
gen (z.B. Umschuldung nach Neapel-Konditionen*) wurde 
keine tragfähige Schuldenbelastung erreicht; Maßnahmen 
für nachhaltiges Wachstum und Armutsabbau können nach-
gewiesen werden.  
 
Bestimmung der (Nicht)Tragfähigkeit für Auslandsschuld: 
Gemeinsame Analyse von Schuldnerland, IWF und Welt-
bank 
(Debt Sustainability Analysis, DSA) 
 
Tragfähigkeitsobergrenze: 
 
Allgemeines(Export-) Kriterium: 
Angestrebtes Verhältnis Schulden/Export (Net Present 
Value, NPV): 200-250% (länderspezifisch variierend) 
 
Spezielles(Fiskal-)Kriterium (wenn es sehr offene Volks-
wirtschaften sind): 
Angestrebtes Verhältnis Schulden/Staatseinnahmen: 280% 
(Verhältnis Schulden/Export: < 150% ) 
zu erfüllende Schwellenwerte:  
Export/BIP: > 30%; Staatseinnahmen/BIP: > 15% 
 
Entscheidungszeitpunkt („fixiert“): Konventionelle Mecha-
nismen sind für das Erreichen einer tragfähigen Verschul-
dung nicht ausreichend; wirtschaftspolitische Reformen und 
Maßnahmen des Armutsabbaus sind als Leistungsnachweis 
drei Jahre bis zum Erreichen des Entscheidungszeitpunktes 
(Verkürzung möglich) durchzuführen. Vorbereitung des 
Pakets für die Schuldenerleichterung. Assistenz von Welt-
bank und IWF bei Reformen und Armutsprogrammen. 
 
 
 
 
Abschlusszeitpunkt („fixiert“): 3-Jahres-Periode für die 
Implementierung der Reformen und der Armutsstrategie 
(PRS). Kalkulation des Umfanges der Schuldenerleichte-
rung; Basis: Prognosen; Freigabe des Gesamtpakets nach 
Erreichen des Abschlusszeitpunktes.  
 
 
 
Überprüfung und Assistenz: Weltbank und IWF in Zusam-
menarbeit mit bilateralen Gebern. 
September 1999 
 
Teilnahmeberechtigt: Arme Länder, die für konzessionäre 
Kredite von Weltbank (IDA) oder die Armutsfazilität des 
IWF qualifizieren; trotz Anwendung traditioneller Lösungen 
(z.B. Umschuldung nach Neapel-Konditionen) wurde keine 
tragfähige Schuldenbelastung erreicht; Maßnahmen für nach-
haltiges Wachstum und Armutsabbau können nachgewiesen 
werden. 
 
Bestimmung der (Nicht)Tragfähigkeit für Auslandsschuld: 
Gemeinsame Analyse von Schuldnerland, IWF und Weltbank 
(Debt Sustainability Analysis, DSA) 
 
 
Tragfähigkeitsobergrenze: 
 
Allgemeines (Export-) Kriterium: 
Angestrebtes Verhältnis Schulden/Export (Net Present Value, 
NPV): 150% (einheitlich für alle Länder) 
 
Spezielles(Fiskal-) Kriterium (wenn es sehr offene Volkswirt-
schaften sind): 
Angestrebtes Verhältnis Schulden/Staatseinnahmen: 250% 
(Verhältnis Schulden/Export: < 150%)  
zu erfüllende Schwellenwerte:  
Export/BIP: 30%; Staatseinnahmen/BIP: 15% 
 
Entscheidungszeitpunkt („schwebend“): Konventionelle Me-
chanismen sind für das Erreichen einer tragfähigen Verschul-
dung nicht ausreichend. Umfang der Unterstützung bezüglich 
Schuldenerleichterung wird festgelegt; Kalkulation des Um-
fanges: neueste Daten zum Entscheidungszeitpunkt. Zwi-
schenzeitliche Erleichterungen werden länderspezifisch ange-
legt; Kooperation von Weltbank und IWF bei Erarbeitung 
bzw. Verbesserung der Armutsbekämpfungsstrategie (PRS) 
des Landes. Verbesserung des Schuldenmanagements. Errei-
chen des Zeitpunktes ist von der Erfüllung der Reformen und 
der Formulierung der PRS abhängig. 
 
Abschlusszeitpunkt („schwebend“): von Fortschritten in der 
Implementierung der Armutsstrategie abhängig. Sämtliche 
Gläubiger gewähren zugesagte Schuldenerleichterung (zwi-
schenzeitliche Unterstützung); falls erforderlich, zusätzliche 
multilaterale und bilaterale Maßnahmen, um die angestrebte 
Tragfähigkeit zu erreichen. Weitere Unterstützung möglich, 
wenn sich z.B. der externe Kontext verschlechtert. 
 
Überprüfung und Assistenz: Weltbank und IWF in Zusam-
menarbeit mit bilateralen Gebern. 
*  Neapel-Konditionen: Schuldendienst für anrechnungsfähige Schulden, gerechnet auf der Basis des Nettogegenwartswer-
tes (Net Present Value) wird bis zu 67% reduziert. Ermöglicht auch Umschuldung der konzessionären Kredite. 
Quelle: Zusammenstellung auf der Grundlage von Dokumenten der Weltbank. 
 
Die Neufassung der HIPC-Initiative erweitert 
den Kreis der zur Teilnahme berechtigten (und 
teilnehmenden) Länder beträchtlich. Die ge-
schätzte Schuldenerleichterung bzw. die damit 
verbundenen Kosten steigen von ursprünglich 
rund US$ 12,5 Mrd. NPV (Net Present Value) 
auf rund US$ 28,2 Mrd. NPV (s. Tabelle 1). Die 
Kosten verteilen sich etwa zu gleichen Anteilen 
auf die multilateralen und bilateralen bzw. kom-
merziellen Gläubiger. Der Anteil der Weltbank 
erhöht sich im Rahmen der Neufassung von rund 
US$ 2,4 Mrd. auf US$ 6,3 Mrd. NPV. Grob ge-
schätzt wird sich der NPV der Verschuldung der 
„öffentlichen Hand“ (insgesamt ca. US$ 90 Mrd.) 
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von 1999 in den etwa 40 in Betracht kommenden 
Ländern auf die Hälfte reduzieren.  
Allerdings ist der zu erwartende Impuls kei-
nesfalls so groß, dass diese Länder in Zukunft auf 
„weiche“ (konzessionäre) Kredite verzichten 
könnten. Das heißt, im schlechtesten Falle, wenn 
die Erleichterungen bzw. die freigewordenen 
Mittel weder zu einer Armutsreduzierung noch 
zu einer langfristigen Konsolidierung der Ver-
schuldung des Landes führen, handelt es sich um 
eine „temporäre“ Entlastung von Staatshaushalt 
und Zahlungsbilanz. Das ist eine der Befürchtun-
gen der Kritiker der „Entschuldungsfalle“. 
 
Tabelle 1: HIPC-Initiative: Kostenschätzung gesamt und nach Gläubigern 
Schuldenerleichterung  
(„erweiterte“ HIPC Initiative) 
Kostenschätzung (32 Länder) NPV (1999) 
in US$ Mrd. 
 
Gesamtkosten 
Bilaterale/kommerzielle Gläubiger 
 
Multilaterale Gläubiger 
  Weltbank 
  IWF 
  Afrikanische Entwicklungsbank 
  Interamerikanische Entwicklungsbank 
  Sonstige multilaterale Gläubiger (rd. 20) 
 
 
28,2 
14,1 
 
14,1 
  6,3 
  2,3 
  2,2 
  1,1 
  2,2 
Quelle: Joint Committee World Bank/IMF DC/2000-10, 15.4.2000 
 
Finanzierung der HIPC-Initiative 
Die Funktionsfähigkeit und die Wirksamkeit der 
Initiative hängt in hohem Maße davon ab, dass 
sich alle Gläubiger (s. Tabelle 1) beteiligen und 
dass die Mittel für die zum Entscheidungszeit-
punkt zugesagten Schuldenerleichterungen sowie 
für die zwischenzeitliche Unterstützung auch zur 
Verfügung stehen. Die bilateralen Gläubiger 
(Pariser Club1) hatten schon seit 1988 (Toronto-
Konditionen) mit der allmählichen Aufweichung 
der Umschuldungskonditionen zu Gunsten der 
armen hochverschuldeten Länder begonnen. De-
ren Belastung stammt heute überwiegend aus 
Krediten der multilateralen Institutionen. Denn 
der bevorzugte Gläubigerstatus der multilateralen 
Institutionen galt als nicht erlassfähig. Von den 
bilateralen Gebern werden zusätzliche bzw. 
komplementäre Hilfeleistungen erwartet, wenn 
z.B. die Tragfähigkeit mit dem ursprünglich zu-
gesagten Paket an Schuldenerleichterungen nicht 
erreicht wird.  
                                                     
1 Pariser Club: Internationale Regierungskonferenz auf ad-
hoc-Basis, die auf Wunsch eines Schuldnerlandes zusam-
mentritt, um öffentliche und öffentlicherseits garantierte 
bilaterale Schulden gegenüber staatlichen Gläubigern 
durch Modifizierung der ursprünglichen Konditionen der 
Kreditabkommen entweder mit längeren Tilgungsfristen 
oder mit niedrigeren Zins- und Tilgungsbeträgen zu verse-
hen. Im letztgenannten Fall tritt eine Verringerung des 
Schuldenvolumens ein. 
Die Finanzierung der auf die Weltbank entfal-
lenden Schuldenerleichterung geschieht über den 
Treuhandfonds (TF), der aus Eigenmitteln und 
Schenkungen der Regierungen besteht. Verfügt 
die Weltbank dort nicht über genügend Mittel, 
übernimmt die Weltbank-Tochter IDA (Interna-
tional Development Association) einen Teil der 
Verpflichtungen. Der „vorgestreckte“ Betrag 
wird zwischen den beiden Institutionen und dem 
Treuhandfonds verrechnet. Honduras ist eines der 
drei HIPC-Länder, dessen Verschuldung bei der 
Weltbank beträchtlich ist. Entlastungen werden 
u.a. über jährliche Schenkungen der IDA in der 
Zwischenperiode erfolgen. Die IDA wird ihren 
Beitrag vor allem mittels Erlassen des Schulden-
dienstes finanzieren. Der IWF leistet seinen Bei-
trag zur Schuldenerleichterung über Sonderzah-
lungen aus der Fazilität zur Förderung von 
Wachstum und Armutsabbau. Diese werden in 
Form von Schenkungen treuhänderisch vom IWF 
verwaltet und für fällige Schuldendienstzahlun-
gen des jeweiligen Landes an den Fonds verwen-
det. Die Beiträge der Entwicklungsbanken zur 
HIPC-Initiative kommen aus eigenen Quellen 
oder aus zusätzlichen Schenkungen der bilatera-
len Geber. Da es etwa 20 sehr heterogene Institu-
tionen sind, ist das Aufbringen der Mittel ein 
langwieriger Prozess, den die Weltbank koordi-
niert. Die bilateralen Geber haben bis November 
2000 für den HIPC-Treuhandfonds rd. US$ 2,2 
Mrd. zugesagt und davon US$ 855 Mio. einge-
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zahlt. Problematisch ist die Mobilisierung der 
Gläubiger, die nicht dem Pariser Club angehören.  
Strategie zur Armutsbekämpfung (PRS): 
Schwerpunkt der „erweiterten“ HIPC-
Initiative 
Wichtigstes Ziel der Neufassung der HIPC-
Initiative ist, die Schuldenerleichterung möglichst 
eng und transparent mit der Armutsminderung zu 
koppeln. Die Verringerung der Schuldenbelas-
tung (und damit das Freiwerden von Mitteln bzw. 
der Zufluss von Mitteln) ist (ein) Bestandteil 
einer umfassenden Strategie zum Abbau der Ar-
mut. Das Schwergewicht der Armutsbekämpfung 
liegt auf der Förderung von anhaltendem und 
hohem Wachstum, der Arbeitsplatzschaffung, der 
Verbesserung und Verbreiterung der sozialen 
Grunddienste, der Dezentralisierung von Wachs-
tum und Entwicklung und der schonenden Nut-
zung der Ressourcen. Entscheidend ist, dass die 
Förderung von Wachstum, Beschäftigung, 
Grunddiensten, regionaler und lokaler Entwick-
lung sowie Ressourcennutzung armutsfokussiert 
(direkt oder indirekt) und für möglichst breite 
Teile der (armen) Bevölkerung wirksam ist. Für 
das Wachstum sind einerseits strukturelle Refor-
men wie Liberalisierung und Privatisierung der 
Wirtschaft, Effizienzsteigerung der Verwaltung 
und Neuordnung des Steuersystems erforderlich, 
zu deren Durchführung sich die Länder als Vor-
aussetzung für die Schuldenerleichterung ver-
pflichten müssen. Andererseits müssen die Re-
gierungen eine Strategie zur Bekämpfung der 
Armut (Poverty Reduction Strategy, PRS) in 
partizipativer Form zusammen mit der Zivilge-
sellschaft, den Zielgruppen und den wichtigsten 
Gebern formulieren. Das Dokument (Poverty 
Reduction Strategy Paper, PRSP) wird vom ge-
meinsamen Komitee von Weltbank und IWF 
geprüft. Die Fortschritte bei der Implementierung 
der Strategie entscheiden über die Freigabe des 
Pakets zur Schuldenerleichterung. Die Konditio-
nierung der Teilnahme der Länder (Strukturre-
formen) führt zum Teil zu großen Verzögerungen 
im vorgesehenen Zeitablauf. Das Gleiche gilt für 
die Erarbeitung der PRS, die bis zu zwei Jahre 
dauert. Weltbank und Fonds haben seit 1999 die 
vorhandenen Ansätze und Elemente für die PRS 
überprüft. Der Schwerpunkt lag bisher auf dem 
Zusammenfügen der verschiedenen Bausteine der 
Armutsbekämpfung im Rahmen eines breiten 
Ansatzes über Art und Ursachen der Armut.  
Wichtigste Grundlage für einen anhaltenden 
Abbau der Armut ist ein hohes und dynamisches 
Wachstum; Politiken zur Wachstumsförderung 
haben entsprechend Priorität. Entscheidend ist 
jedoch für die Armutsminderung, welche Art von 
Wachstum (z.B. beschäftigungsintensiv oder in 
ländlichen Marginalgebieten) gefördert wird und 
welche sozialen und institutionellen Faktoren es 
beeinflussen und ob die Sektoral- oder Regional-
politiken armutsfokussiert ansetzen. Die Strategie 
zur Bekämpfung der Armut muss die komplexe 
Natur und Struktur der Armut ebenso in Rech-
nung stellen wie die ihre Wirksamkeit einschrän-
kenden oder neutralisierenden Wechselwirkun-
gen zwischen Armut und Konzentration von Ein-
kommen/Vermögen und Wachstum.  
Sowohl die Formulierung wie die Durchfüh-
rung der Strategie sind kein abgeschlossener, 
sondern ein iterativer Prozess. Entsprechend der 
laufenden Überprüfung von Ergebnissen und 
Erfahrungen und deren Diskussion wird die Stra-
tegie verbessert. Um die Implementierung der 
Initiative und die Vergabe von Mitteln nicht zu 
behindern und gleichzeitig den Ländern ausrei-
chend Zeit (ein bis zwei Jahre je nach Umstän-
den) für die partizipative Formulierung und Ope-
rationalisierung ihrer Strategie einzuräumen, 
kann zunächst eine vereinfachte und vorläufige 
Fassung präsentiert werden. Die vorläufige Stra-
tegie muss folgende Elemente enthalten: 
 
!"Absichtserklärung der Regierung, die Armut 
zu reduzieren, 
!"Darstellung der wichtigsten Elemente im 
Einklang mit den vorhandenen Analysen über 
Art, Umfang und Ursachen der Armut, 
!"den makroökonomischen Rahmen, 
!"Zielmatrix für drei Jahre und Angabe der 
vorläufigen – bis zur endgültigen Fassung – 
zu überprüfenden Zielsetzungen. 
!"Zeit- und Ablaufplanung mit Darstellung des 
partizipativen Prozesses der Erarbeitung der 
Strategie, 
!"Noch zu erstellende Studien und Analysen. 
 
Weltbank und IWF legen Wert darauf, dass 
der partizipative Prozess sobald wie möglich 
beginnt, damit sich die Zielgruppen respektieren 
und eine möglichst breite Masse mit der Strategie 
identifizieren kann. Trotz gemeinsamer Grund-
elemente ist für alle Länder ein flexibler Ansatz 
in der PRS erforderlich. Jedes Land benötigt eine 
seiner (Armuts-)Problematik angepasste Strate-
gie. Bolivien legte die vorläufige Fassung seiner 
Strategie Anfang 2000 dem Direktorium von 
Weltbank und IWF vor.  
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Die bisherigen Erfahrungen mit den PRSP las-
sen den Schluss zu, dass die Länder in der Lage 
sind, ihre Strategien selbst zu formulieren. 
Allerdings haben sie Schwierigkeiten bei der 
Quantifizierung der Ziele, bei der Kostenkalkula-
tion und bei der Auswahl der Maßnahmen und 
Projekte angesichts knapper Ressourcen. Das 
Fachpersonal des IWF und der Weltbank unter-
stützt entsprechend der Spezialisierung der bei-
den Institutionen in diesen Bereichen. Ein weite-
res Problem ist es, die Qualität des nationalen 
Dialogs für die Formulierung der Strategie und 
den vorgesehenen Zeitpunkt ihrer Fertigstellung 
in Einklang zu bringen. Auch besteht die Gefahr, 
dass der nationale Dialog nicht zu einem Konsens 
beiträgt, sondern zu einer weiteren Spaltung der 
Zivilgesellschaft führt oder zu einer Konsultation 
degradiert wird. Auch die – trotz aller gegenteili-
gen Beteuerungen – letztlich dominante Rolle 
von Weltbank und IWF in dem Prozess, hat Kri-
tik hervorgerufen. 
Bei der endgültigen Fassung der Dokumente 
bereiten die Operationalisierung der Ziele und die 
Formulierung der Indikatoren und ihrer Messgrö-
ßen sowie die Verfeinerung der Kostenschätzun-
gen in Beziehung zum makroökonomischen 
Rahmen und seiner Veränderung Probleme. Ein 
weiterer Engpass ist die Überprüfung der Durch-
führung und ihrer Fortschritte sowie die Einbe-
ziehung der Hauptinteressenten. 
Die PRSP sind zunächst für drei Jahre formu-
liert, mit jährlichen Zwischenberichten. Zur Ko-
ordinierung werden gemeinsame Missionen und 
Treffen zwischen Weltbank und IWF sowie mit 
den anderen Gebern durchgeführt. Der Dialog 
mit den Regierungen und den Nichtregierungsor-
ganisationen wird mittels Konsultationstreffen, 
Seminaren und Dokumentation sowie auch im 
Internet gefördert. Die Diskussion über die 
HIPC-Initiative hat – zusammen mit der seit lan-
gem z.B. bezüglich des Armutsabbaus „unbefrie-
digenden“ internationalen Kooperation – einen 
Prozess in Gang gesetzt, in dem neue Modalitä-
ten gefordert werden.  
Stand der HIPC-Initiative 
Im April 2000 ging das gemeinsame Komitee 
von Weltbank und IWF davon aus, dass bis zum 
Jahresende 20 Länder den „Entscheidungszeit-
punkt“ erreichen würden. Nach letzten Informa-
tionen hatten sich bis Ende Oktober elf Länder 
qualifiziert; die Weltbank hatte ihnen rund US$ 7 
Mrd. Schuldenerleichterung zugesagt. Hauptbar-
riere für die Qualifizierung der restlichen Länder 
sind geringe Fortschritte in den Reformen und in 
der Formulierung der Armutsstrategie.  
Zum Entscheidungszeitpunkt beginnt die in-
ternationale Gläubigergemeinschaft mit der Ver-
minderung der Belastung durch den Schulden-
dienst. Die umfassende Unterstützung („Gesamt-
paket“ abzüglich zwischenzeitlicher Erleichte-
rungen) wird gewährt, sobald die Länder die 
vereinbarten Strukturreformen durchführen und 
die durch die Entschuldung freiwerdenden Mittel 
tatsächlich für den Armutsabbau einsetzen. Das 
bedeutet, dass diese Länder zumindest eine von 
Weltbank/Fonds „abgesegnete“ provisorische 
PRSP haben. Gemäß Angaben der Weltbank 
wurde bei mehr als 20 Ländern die Teilnahmebe-
rechtigung überprüft. In weiteren 6 Ländern wur-
den einleitende Überprüfungen abgeschlossen, 
die schon zu Unterstützungen berechtigen. In 
Benin und Senegal haben die herkömmlichen 
Erleichterungen (wie die Umschuldung nach 
Neapel-Konditionen) nicht zu einem tragfähigen 
Niveau geführt. Die Situation beider Länder wird 
nochmals evaluiert. Beide Fälle lassen ahnen, wie 
langwierig und problematisch die Anwendung 
der Initiative sein kann.  
Die Überprüfung der (quantitativen) Wirk-
samkeit ist aufgrund der schwierigen Informati-
onslage (Daten sind vor allem Schätzungen; Ver-
gleichswerte vorangegangener Jahre fehlen in der 
Regel) problematisch. Der Fortschrittsbericht der 
Weltbank vom 29. November 2000 
(www.worldbank.org./hipc) weist für alle elf 
Länder (darunter Bolivien und Honduras) aus, 
dass sie seit 1998/99 mit weniger Schuldendienst 
(absolut) belastet sind. Ab 2001 wird die Wir-
kung der Schuldenerleichterung für alle Länder 
stärker spürbar sein. Die Schulden reduzierten 
sich zwischen 2001 und 2003 im Durchschnitt 
um ein Drittel. Die (relative) Belastung vom 
Schuldendienst im Verhältnis zum Export verrin-
gert sich zwischen 2000 und 2001 um 2 bis 3 
Prozentpunkte (8 Länder) und 5 bis 8 Prozent-
punkte (3 Länder). Das Verhältnis von Schulden-
dienst zum Export ging bei Bolivien und Hondu-
ras um 8 bzw. 2 Prozentpunkte zurück und liegt 
jetzt bei 12% bzw. 4%. Im Durchschnitt soll der 
Schuldendienst 2003 bei 8% der Exporterlöse 
liegen. Bei allein elf Ländern ist von den traditio-
nellen Erleichterungen und der zwischenzeitli-
chen Unterstützung im Rahmen der erweiterten 
HIPC-Initiative Gebrauch gemacht worden. Ge-
mäss den Prognosen verringert sich der Schul-
dendienst der Mehrzahl der Länder weiter, bei 
einigen steigt er wieder um ein (z.B. Honduras) 
oder zwei Prozentpunkte. 
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Eine ähnliche Entwicklung weist die Relation 
von Schuldendienst zu Haushaltseinnahmen auf, 
die sich zwischen 1998 und 2001 ebenfalls ver-
bessert hat (Bolivien: von 19 auf 9%; Honduras: 
von 32 auf 10%). Gleichzeitig haben seit 1998 
die Sozialausgaben (absolut und als relativer 
Anteil der Gesamtausgaben) dieser Länder zuge-
nommen. Das macht sich besonders bei den 
ärmsten Ländern Afrikas bemerkbar, deren jähr-
liche Ausgaben für soziale Grunddienste weit 
unter denen der lateinamerikanischen armen 
Länder liegen. Bolivien hat z.B. mit zwischen 
41% und 46% (1998/2000) einen hohen Anteil. 
Bei Honduras ist mit 37% bzw. 63% die relative 
(aber auch die absolute: US$ 368 Mio. auf US$ 
723 Mio.) Steigerung hoch. Die Frage drängt sich 
auf, ob nicht im Fall von Honduras die Mehraus-
gaben aufgrund des Wiederaufbaus nach Hurri-
kan Mitch die Daten verzerren. Die Sozialausga-
ben sollen bis 2002 im Durchschnitt der Länder 
dreimal so hoch sein wie der Schuldendienst. Die 
Mittel wurden in (neue oder schon begonnene) 
Projekte im Gesundheits- und Erziehungswesen, 
für Abwasser und Trinkwasser sowie für die 
ländliche Entwicklung eingesetzt. Es ist davon 
auszugehen, dass die Zielgruppen tatsächlich zur 
armen Bevölkerung gehören. Ob dadurch aller-
dings eine tatsächliche und anhaltende Armuts-
verminderung bzw. verbesserte Voraussetzungen 
dafür entstehen, lässt sich erst nach einer „Reife-
zeit“ (und damit dem Entstehen von Wirkungs-
ketten) durch Evaluierungen überprüfen. 
HIPC-Initiative:  
geringe Relevanz für Lateinamerika  
Nach den derzeitigen Kriterien sind Bolivien, 
Honduras und Nikaragua zur Teilnahme an der 
HIPC Initiative berechtigt; Bolivien und Hondu-
ras qualifizierten sich für den Entscheidungs-
punkt, dazu aus der Karibik Guyana (November 
2000). Die Initiative für Bolivien (ebenso für 
Guyana) erhielt die für Weltbank und IWF ent-
scheidenden „zufriedenstellenden Garantien“ 
anderer Gläubiger, für Honduras und Nikaragua 
standen sie im Dezember 2000 noch aus.
 
Tabelle 2: Schuldenerleichterung durch die HIPC-Initiative (Stand November 2000) 
 NPV (Net Present Value+) Verringerung 
(US$ Mio.) 
Schuldenerleichterung (nominell) (US$ Mio.) 
 Ursprüngliche 
HIPC 
Erweiterte 
HIPC 
Gesamt Ursprüngliche 
HIPC 
Erweiterte 
HIPC 
Gesamt 
Bolivien 448 854 1.302 760 1.300 2.060 
Honduras - 556 556 - 900 900 
Nikaragua - 3.270 3.270 - 5.000 5.000 
* Entscheidungszeitpunkt erreicht. Januar 2000 gebilligt. ** Entscheidungszeitpunkt erreicht. Juli 2000 gebilligt. 
*** Entscheidungszeitpunkt wird in 2000 oder kurz danach erreicht. Überprüft im September 1999. 
+Gegenwärtiger Nettowert (Barwertansatz). 
 
Sollten die Werte für Nikaragua in der bisher 
geschätzten Höhe gebilligt werden, beträgt die 
Schuldenerleichterung (Nettoansatz November 
2000) für die drei Länder insgesamt US$ 5,128 
Mrd. Davon entfallen fast zwei Drittel auf Nika-
ragua, auf Bolivien rund 25% und der Rest auf 
Honduras. Aus Tabelle 2 ist ersichtlich, dass sich 
die Unterstützung für Bolivien aufgrund der er-
weiterten HIPC insgesamt fast verdreifacht hat. 
Bolivien hochverschuldet und arm 
Nachdem Bolivien im September 1997 den 
Entscheidungszeitpunkt der ursprünglichen 
HIPC-Initiative erreicht hatte, kamen Weltbank 
und IWF überein, das Land mit einem Paket zur 
Schuldenentlastung zu unterstützen.  
Bolivien konnte durch sukzessive Umschul-
dungsrunden mit dem Pariser Club seit 1988 
seine bilateralen und kommerziellen (garantier-
ten) Schulden im Ausland auf einem Niveau von 
rund US$ 4,3 Mrd. halten. Seit Mitte der 90er 
Jahre waren sie wieder tendenziell zunehmend. 
Das Verhältnis von Schuldendienst zu Export 
war im Vergleich zu 1990-95 (44%) mit etwa 
28% (1998) zwar wesentlich gesunken, hatte 
jedoch ebenfalls wieder steigende Tendenz. Zu-
dem war die Belastung absolut hoch: 1991: US$ 
195 Mio., 1995: US$ 287 Mio.; 1998: US$ 351 
Mio. Der Staat war weiterhin mit fast 50% des 
Bruttoinlandsproduktes (1998) vor allem bei den 
multilateralen Institutionen (62%) verschuldet 
(vgl. Tabelle 3, Brennpunkt 15-2000). 
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Tabelle 3: Auslandsverschuldung des staatlichen Sektors von Bolivien (1990 bis 1998) 
 1990-95 
(Durchschnitt) 
1996 1997 1998 
Auslandsverschuldung 
des staatlichen Sektors (US$ Mrd.) 4,3 4,6 4,5 4,7 
In % des BIP  75,3 62,6 56,4 52,2 
Schuldendienst/Export* (in %) 44,1 25,4 26,5 28,4 
*Export von Gütern und Dienstleistungen. 
Quelle: IMF/IDA: Bolivia Decision Point Document...January 13, 2000. 
 
Im September 1998 billigten Weltbank und IWF 
(abgestützt durch die Inter-Amerikanische Ent-
wicklungsbank als der Hauptgläubigerin: US$ 
1.397 Mio.) Bolivien als dem zweiten hochver-
schuldeten armen Land überhaupt (nach Uganda) 
nominell US$ 760 Mio. zu. Die zugesagten rd. 
US$ 448 Mio. (NVP 1997) Schuldenentlastung, 
von der etwa zwei Drittel auf multilaterale Insti-
tutionen entfielen, machten 13% der Verschul-
dung zu diesem Zeitpunkt aus. Das angestrebte 
Verhältnis von Schulden zu Export (Güter und 
Dienstleistungen) sollte, nachdem sich im Okto-
ber 1998 auch Japan der Initiative angeschlossen 
hatte, von 252% auf 198% zum Abschlusszeit-
punkt sinken. Da der Schuldendienst in den dar-
auffolgenden Jahren stark ansteigen würde, war 
es Bestreben der Hauptgläubiger, das Verhältnis 
von Schuldendienst zu Export ab 1999 auf unter 
20% zu drücken. Die freiwerdenden Mittel soll-
ten der Regierung erlauben, bis 2002 rund 1% 
des BIP p.a. für Projekte speziell zur Verbesse-
rung des Gesundheits- und Primarschulwesens 
als wichtiger Grundlage zur Verringerung der 
Armut zu investieren.  
Die internationalen Geber „honorierten“ mit 
der schnellen Bewilligung der HIPC-Unterstüt-
zung einerseits die Reformanstrengungen, die das 
Land während der Regierung von Sánchez de 
Lozada unternommen hatte. Andererseits wollten 
sie seinen (bisher sehr geringen) Wachstums- und 
Modernisierungsfortschritten neue Impulse geben 
und den Kampf gegen die Armut forcieren (s. 
Brennpunkt 15-2000). Außerdem hatte die Regie-
rung Banzer 1997 in Zusammenarbeit mit Vertre-
tern der Zivilgesellschaft einen Vorschlag zur 
Bekämpfung der Armut erarbeitet.  
Gemäß Erfahrungen in anderen Ländern (z.B. 
in Chile und Indonesien) würde Bolivien über 
mindestens eine Dekade ein anhaltendes Wachs-
tum von über 6% p.a. benötigen, um die Armut 
um 1% p.a. zu verringern. Etwa 70% der Bevöl-
kerung leben derzeit unter der Armutslinie, in 
ländlichen Gebieten des Hochlandes bis zu 90%. 
Bolivien steht mit dem Niveau seiner sozialen 
bzw. menschlichen Entwicklung auf der hinteren 
Plätzen der Länder mit mittlerem Pro-Kopf-
Einkommen (vgl. Tabelle 2, Brennpunkt 15-
2000). 
Die Weltbank kommt in ihrer Country As-
sistance Review (CAR) zu dem Schluss, dass das 
Wachstum und die Armutsminderung in Bolivien 
einerseits aufgrund der ungünstigen außenwirt-
schaftlichen Konjunktur (u.a. fallende Terms of 
Trade), andererseits aufgrund der halbherzigen 
Durchführung bzw. des Hinauszögerns von Re-
formen gering gewesen seien. Sie erkennt explizit 
an, dass mit den neoliberalen Reformen kein breit 
angelegtes Wachstum der stark unterentwickelten 
Gebiete des bolivianischen Hochlandes erreicht 
werden kann. Weder die Regierung noch die 
Bank seien in der Lage gewesen, eine erfolgver-
sprechende Strategie zum Armutsabbau im Hoch-
land zu formulieren. Besteuerungsgrundlagen, 
Bürokratie und Justiz ließen zudem die erforder-
liche Transparenz und Legitimität vermissen. Die 
Effektivität der eingesetzten Mittel sei auch als 
Folge von schwachen staatlichen und privaten 
Institutionen und schlechter Ausgestaltung der 
Programme gering gewesen. 
Obwohl allein sozioökonomische Gründe für 
die schnelle und relativ problemlose Qualifizie-
rung Boliviens für die HIPC-Initiative genannt 
werden, dürften eine Reihe von politischen 
Gründen die Entscheidungen forciert haben. Bo-
liviens exponierte Stellung in der Drogenproble-
matik des Andenraumes und als Amazonasanrai-
ner bezüglich des von Kolumbien auf die Nach-
barländer übergreifenden Terrorismusproblems 
lassen die USA und in ihrem Gefolge die US-
beeinflussten Institutionen Inter-Amerikanische 
Entwicklungsbank, Weltbank und IWF starkes 
Interesse daran haben, wieder erstarkenden sozia-
len Spannungen und politischen Instabilitäten (a 
la Fujimori, Bucaram oder Chávez) in Bolivien 
zuvorzukommen. Die „Willfährigkeit“ der Ban-
zer-Regierung, sich in das Drogen- und Bedro-
hungsszenarium („Plan Colombia“) der USA 
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einzuordnen, dürfte ebenfalls honoriert worden 
sein.  
Vorläufer der PRS von Bolivien 
Die Country Assessment Strategy (CAS), die die 
Weltbank in Koordinierung mit dem Fünfjahres-
Aktionsplan der Banzer-Regierung vorbereitet 
hat, ist armutsfokussiert und favorisiert den parti-
zipativen Ansatz. Sie basiert auf der Grundlage 
des „Vorschlags zur Armutsverringerung“, ein 
Ergebnis des ersten „Nationalen Dialogs“ der 
Banzer Regierung vom Oktober 1997 mit rd. 
60% Vertretern der organisierten Zivilgesell-
schaft. Teile des Dialogs flossen in den viel kriti-
sierten Aktionsplan der Regierung Banzer ein. 
Dieser ließ vor allem Kohärenz und Kontinuität 
der Bereiche untereinander und mit den Schwer-
punkten der vorausgegangenen Reformperiode 
vermissen.  
Der Aktionsplan setzt vier Schwerpunkte: 
 
!"Equidad: Verbesserung der Situation der 
armen Bevölkerung durch Steigerung der So-
zialausgaben, Verbesserung der Effizienz und 
Qualität der sozialen Dienste, Produktivitäts-
steigerung der kleinbäuerlichen (campesinos) 
Einheiten; 
!"Oportunidad: Förderung von mehr Wachs-
tum, das vom Privatsektor angeführt und mit 
einer gerechteren Verteilung der Wachstums-
früchte verbunden werden soll, und zwar auf 
der Grundlage der Stärkung des Finanzsek-
tors, Neugestaltung des Regelwerkes für 
Schlüsselbereiche der Infrastruktur, einer 
Verbesserung der physischen Infrastruktur; 
!"Institucionalidad: Stärkung des institutionel-
len Rahmens zur Verbesserung des Rechts-
wesens und den Abbau der Korruption in der 
Verwaltung; 
!"Dignidad: Bis 2002 Vernichtung des Koka-
anbaus und des Kokaingeschäftes mit 
Entschädigung auf kommunaler Basis und 
mit (repressiver) Unterstützung des Militärs, 
Förderung des Anbaus von neuen Produkten 
und Ausbau der Infrastruktur und der 
kommunalen sozialen Dienste in den 
Hauptgebieten. Die Weltbank unterstützt seit 
1998 im Rahmen der CAS sämtliche 
Bereiche (außer der „Kokavernichtung“) mit 
Krediten und technischer Assistenz. 
 
Die Elemente des Aktionsplans der Regierung 
Banzer vereinen ohne Zweifel Defizite in der 
Entwicklung des Landes und seine spezifische 
Armutsproblematik. Sie sind jedoch keine adä-
quate Antwort auf die vielfältigen extremen Ar-
mutssituationen sowie ihre komplexen strukturel-
len Probleme und Ursachen. Das bedeutet, dass 
sie kaum geeignet sind, substantielle Fortschritte 
beim Armutsabbau zu erreichen.  
Erfahrungen mit der ursprünglichen HIPC-
Initiative 
Trotz Schwächen bei der Durchführung der 
Strukturreformen konnte Bolivien zwischen 1997 
und 1999 die staatlichen Finanzen weitgehend 
unter Kontrolle halten und Fortschritte bei der 
Privatisierung, der Modernisierung des Banken-
systems und der steuerlichen bzw. administrati-
ven Dezentralisierung machen. Auch wurde ver-
sucht, Effizienz und Transparenz in die Verwal-
tung und speziell in das Zollsystem zu bringen. 
Die externe staatliche und staatlich garantierte 
Verschuldung (NPV) wird entsprechend den 
Prognosen von 213% des Exports (Güter und 
Diensten) 1998 auf 172% im Jahre 2007 zurück-
gehen. Der Schuldendienst im Verhältnis zum 
Export soll sich in der gleichen Periode von 
19,3% auf 16% verringern. Zwischenzeitliche 
Verschlechterungen sind je nach Zufluss der 
Mittel zu „weichen“ Bedingungen möglich. Dem 
zukünftigen Schuldenmanagement kommt ganz 
entscheidende Bedeutung zu, um sich nicht in die 
„nächste Schuldenfalle“ zu manövrieren. Ein Teil 
der Geber befürchtet auch, dass der „Schuldener-
lass“ die Zahlungs- und Tilgungsmoral korrum-
piert.  
Auch wenn von einer Verbesserung der mak-
roökonomischen Performance in den nächsten 
Jahren ausgegangen wird, bleibt die Außenwirt-
schaft aufgrund der geringen Diversifizierung 
gegenüber externen Preis- und Nachfrageschocks 
stark verwundbar. Zudem hat Bolivien eine rela-
tiv hohe, nicht garantierte private Auslandsver-
schuldung. Fluktuationen am Kapitalmarkt tref-
fen es stärker als die Mehrzahl der HIPC- Länder. 
Das Haushaltsdefizit, immer noch relativ hoch, 
bleibt eine Schwachstelle und ist besonders anfäl-
lig für Krisen jeglicher Art. Eine hohe Wachs-
tumsrate in den kommenden Jahren ist auch ent-
scheidend, um den Umfang und Rhythmus der 
externen Finanzierung beizubehalten. Nur so 
kann das anvisierte Verschuldungsszenarium 
erreicht werden. 
Die Schuldenerleichterung im Rahmen der ur-
sprünglichen HIPC-Initiative war Bolivien unter 
der Bedingung zugesagt worden, dass merkliche 
Fortschritte in der Sozialpolitik (als einem Be-
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reich der Armutsbekämpfung) gemacht würden. 
Diese waren laut Evaluierung (17 Indikatoren) 
der Weltbank 1997 zufriedenstellend bis gut, 
speziell im Erziehungswesen. 1998 konnten die 
ambitiöseren Zielsetzungen nur teilweise erreicht 
werden (World Bank 2000, Appendix I). Auch 
1999 tätigte Bolivien – trotz einer schwachen 
Wirtschaftskonjunktur – aufgrund der Schulden-
entlastung (um 9%) höhere Sozialausgaben. Im 
Verhältnis zum BIP sind diese auf 16,1% im 
Vergleich zu 13,9% (1996) gestiegen. In der 
ländlichen Entwicklung und der Armutsbekämp-
fung waren die Aktionen sehr begrenzt. Eine 
Neuformulierung im Rahmen einer umfassenden 
PRS ist erforderlich. 
Mehr Chancen zur Armutsbekämpfung für 
Bolivien durch Neufassung der HIPC-
Initiative? 
Oberziel der erweiterten HIPC-Initiative ist, Bo-
liviens Auslandsverschuldung auf eine solide und 
(in der Belastung) tragbare Grundlage zu stellen, 
die einerseits in der Zukunft weiter eine kontinu-
ierliche Aufnahme von Krediten (z.T. zu „wei-
chen“ Konditionen) ermöglicht, andererseits den 
Schuldendienst so niedrig hält, dass die erforder-
lichen Investitionen und laufenden Ausgaben zur 
Armutsreduzierung getätigt werden können.  
Im Rahmen der 1999 neu gefassten HIPC-
Initiative wurde die Unterstützung für Bolivien 
beträchtlich erweitert. Um den angestrebten (ein-
heitlichen) Wert von 150% (NPV) Schulden zu 
Exporten zu erreichen, sind etwa US$ 854 Mio. 
erforderlich. Zweidrittel (US$ 585 Mio.) davon 
tragen die multilateralen Gläubiger. Entsprechend 
den Schätzungen der Weltbank, die Bolivien ab 
2001 über 15 Jahre mit US$ 140 Mio. (NPV) 
unterstützen wird, soll die Entlastung nach Ab-
lauf der Initiative 30% des Wertes der Auslands-
schuld von 1998 betragen. Der IWF und die IEB 
haben sich zu US$ 55 Mio. bzw. US$ 312 Mio. 
(NPV) Entlastung verpflichtet. Insgesamt können 
die für die Schuldenerleichterung bereitzustellen-
den Mittel der beiden Fassungen der HIPC-
Initiative bis zu 11% des BIP pro Jahr erreichen, 
die in Maßnahmen der Armutsverringerung in-
vestiert werden müssen. 
 
Tabelle 4: HIPC- und erweiterte HIPC-Initiative für Bolivien (Stand Februar 2000) 
 Verringerung 
Schuldendienst 
(Mio. US$) 
Datum der 
Entscheidung 
Nettowert 
(Ziel) 
Verschuldung/ 
Exporte (%) 
Maximaler 
Entlastungs-
betrag 
gesamt 
(Mio. US$) 
Bilateral 
Entla-
stungsbe-
trag 
Multilateral 
Entla- 
stungsbe- 
trag 
Verringerung 
(Nettowert) 
durch HIPC 
(%) 
HIPC 760 September 1997 225 448 157 291 13 
Erweiterte 
HIPC* 1.285 Januar 2000 150 854 269 585 30 
Quelle: The World Bank Group, http://www. worldbank.org/hipc 
Betrag wurde zusätzlich zur ursprünglichen Bewilligung gewährt. 
 
Die bisherigen Anstrengungen Boliviens zur 
Armutsreduzierung unter der PRGF-Fazilität 
(Poverty Reduction and Growth Facility) des 
IWF sowie das vorgelegte vorläufige PRSP 
rechtfertigten nach Einschätzung der Weltbank 
und des IWF den frühzeitigen („schwebenden“) 
Entscheidungszeitpunkt für die erweiterte HIPC- 
Initiative. Die Unterstützung der Katholischen 
Kirche Boliviens für den Schuldenerlass war 
mitentscheidend, dass vor allem die europäischen 
Länder der schnellen Erweiterung der Initiative 
für Bolivien zustimmten. Zeitpunkt und Umfang 
der gesamten Freigabe der Mittel („schwebender“ 
Abschlusszeitpunkt) würden abhängen: 
!"von der Fertigstellung (und beginnenden 
Implementierung) der umfassenden Strategie 
zur Bekämpfung der Armut, die in einem par-
tizipativen Prozess mit den wichtigsten Ziel-
gruppen und Interessenten bis Ende 2000 er-
arbeitet werden sollte;  
!"von der Einrichtung eines Monitoring-
systems, um Veränderungen anhand von In-
dikatoren feststellen zu können; 
!"von der Fortsetzung einer soliden Makro- 
und Modernisierungspolitik als wichtigster 
Grundlage für einen kontinuierlichen auslän-
dischen Kapitalzufluss und ein höheres 
Wachstum, um die Armut abzubauen. 
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Die provisorische Strategie zur Armutsverrin-
gerung (Interim Poverty Reduction Strategy Pa-
per, I-PRSP) basiert auf den vier „Pfeilern“ des 
Aktionsplanes und den Ergebnissen der Testpha-
se der sog. „umfassenden“ Entwicklungsstrategie 
(Comprehensive Development Framework, CDF) 
der Weltbank von 1999. Ziel der vorläufigen PRS 
ist, die Aktivitäten in den strategischen Bereichen 
und alle sonstigen Maßnahmen für den Armuts-
abbau zu koordinieren. Als Partizipation der Zi-
vilbevölkerung an der Strategieformulierung 
erkannte die Gläubigergemeinschaft den ersten 
„Nationalen Dialog“ im September 1997 an, aus 
dem der Vorschlag zur Verringerung der Armut 
der Regierung Banzer hervorgegangen war (Ok-
tober 1998).  
In dem vorläufigen I-PRSP wird definiert, 
dass „Armut den Teil der Bevölkerung charakte-
risiert, der seine (erweiterten) Grundbedürfnisse 
(Ernährung, Kleidung, Wohnung, Erziehung, 
Gesundheit, Sicherheit und Bürgerbeteiligung) 
nicht befriedigen kann, und zwar als Folge feh-
lender Chancen zu ausreichendem Einkommen 
und sozialen Dienstleistungen und als Folge ho-
her sozioökonomischer Verwundbarkeit. Die 
Ursachen der Armut sind wirtschaftlich und sozi-
al, durch das Fehlen von Bürgerrechten, familiäre 
Gewalt, gesellschaftliche Marginalisierung sowie 
volatile Beschäftigungs- und Verdienstsmöglich-
keiten begründet (Bolivia: I-PRSP 2000: 6).  
Das I-PRSP legt als strategische Komponen-
ten fest, um die Armut zu verringern: 
 
!"Schaffung von Beschäftigungs- und Ein-
kommensmöglichkeiten für die Armen durch 
höheres Wachstum, Verbesserung der Vertei-
lung der Einkommen, Förderung von wirt-
schaftlichen Aktivitäten in Familien mit nied-
rigen Einkommen, 
!"Förderung der Fähigkeiten und Fertigkeiten 
der Armen durch Verbesserung von Erzie-
hung und Ausbildung, des Gesundheitswe-
sens, der Wohnungen, von Trinkwasser und 
Abwasser, 
!"Förderung der Partizipation durch Stärkung 
der Bürgerbeteiligung, Erweiterung des Sozi-
alkapitals (Werte und Verhaltensweisen der 
sozialen Interaktion), 
!"Verminderung der Verwundbarkeit der Ar-
men durch Eigentumstitel für Grundeigentum 
in städtischen und ländlichen Gebieten, Stei-
gerung ihres Wertes mittels der Verbesserung 
der sozialen Grunddienste, Verbesserung des 
Rechtsschutzes der Armen, 
!"Bekämpfung der Diskriminierung, speziell 
der indigenen Bevölkerung und der Frauen, 
mittels Verbesserung der gesetzlichen Grund-
lagen und besonderer Förderungsprogramme.
 
Tabelle 5: Bolivien: Ziele für Wachstum und Armutsabbau (in %) 
 2000 2001 2002 2005 2010 
 
BIP-Wachstum 
Bevölkerungswachstum 
Wachstum BIP pro Kopf 
 
 
4,0 
2,35 
1,6 
 
5,5 
2,35 
3,1 
 
6,0 
2,35 
3,6 
 
6,0 
2,18 
3,7 
 
6,0 
2,0 
3,9 
 
Armutsrate 
städtisch 
ländlich 
 
 
65,0 
55,0 
80,0 
 
63,5 
54,0 
78,4 
 
62,0 
52,5 
77,5 
 
58,0 
49,0 
74,0 
 
53,0 
45,0 
68,0 
Quelle: Bolivia: Interim Poverty Reduction Strategy Paper, January 2000 
Gemäß den Projektionen, die angesichts der Lage 
in Bolivien eher wie „Zahlenspiele“ gegenüber 
der internationalen Gebergemeinschaft anmuten, 
wird die durchschnittliche Armutsrate von 65% 
auf 53% zwischen 2000 und 2010 sinken, wenn 
die Wachstumsrate jährlich >5,5% ist. 
Für die aufgeführten allgemeinen Ziele bzw. 
Unterziele wird in dem Dokument eine Vielzahl 
von Maßnahmen angegeben, die für die endgülti-
ge Strategie verfeinert, operationalisiert, priori-
siert und gemäß den Kosten bzw. den vorhande-
nen Ressourcen zur Implementierung ausgewählt 
werden müssen. Die Präfekturen und die Munizi-
palverwaltung sind, zusammen mit dem Privat-
sektor, die Hauptakteure bei der Durchführung 
der Programme und Projekte. Sie sollen überwie-
gend den ärmsten Munizipien und den comuni-
dades indígenas zu Gute kommen. 
Die Hauptgläubiger Boliviens sind seit Be-
ginn der (ursprünglichen) HIPC-Initiative stärker 
mit dem Entscheidungs- und Entwicklungspro-
zess auf der regionalen und lokalen Ebene ver-
bunden gewesen. Das Zusammenspiel der Ge-
bergemeinschaft und ihrer „Projekte“, entschei-
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dend für die komplexe Aufgabe der Armutsbe-
kämpfung auf verschiedenen Ebenen, funktio-
niert bisher nicht zufriedenstellend. Die Geber 
koordinieren sich zum Teil weiter ad hoc, infor-
mell und ungeplant.  
Der erste „Nationale Dialog“ 1997 als Veran-
staltung mit der Zivilgesellschaft hatte großen 
Anklang bei den Gebern gefunden. Mitte De-
zember 1999 vereinbarten sie, einen zweiten 
„Nationalen Dialog“ und seine partizipativen 
Vorstufen zur Konsultation der Zivilgesellschaft 
zu unterstützen, um die I-PRSP zu erweitern und 
zu verfeinern. Nichtregierungsorganisationen, 
Kirche, Gewerkschaften, Bauernvereinigungen 
u.a. waren aufgerufen, die Vorbereitung des Dia-
logs mit ihrer Basis voranzutreiben. Die Katholi-
sche Kirche und die NRO-Netzwerke forderten in 
einem offenen Brief von der Regierung, wenn sie 
an dem Dialog teilnehmen sollten, dass sie 
 
!"die offiziellen Informationen vollständig und 
rechtzeitig erhalten; 
!"an der Ausrichtung sowie der Festlegung der 
Inhalte und Methodologie des Dialogs mit-
wirken; 
!"am Monitoring und der Evaluierung der im 
Dialog vereinbarten Politiken teilnehmen; 
!"gleichberechtigt Vorschläge einbringen kön-
nen und diese das gleiche Gewicht wie die 
der offiziellen Vertreter haben. 
 
Die Forderungen wurden akzeptiert. Die Ka-
tholische Kirche organisierte – zusammen mit 
den Nichtregierungsorganisationen – einen ambi-
tiösen partizipativen Prozess mit der Zivilgesell-
schaft in allen Regionen und auf verschiedenen 
Ebenen. Der vorgeschlagene zeitliche Rahmen 
konnte aber nicht eingehalten werden; denn die 
politische Instabilität war steigend, ein Kabi-
nettswechsel bahnte sich an, und die Kirche lehn-
te ab, am Steering Komitee für den Nationalen 
Dialog teilzunehmen. Sie fürchtete um ihre Un-
abhängigkeit als sozialer Akteur und Mittler im 
Fall eines „Scheiterns“ des Dialogs. 
In der darauffolgenden Zeit bewegten sich die 
Vorschläge zur Beteiligung der Zivilgesellschaft 
an dem Nationalen Dialog immer mehr in Rich-
tung auf die Organisationen zu, die mit der staat-
lichen dezentralisierten Verwaltung in Verbin-
dung stehen (z.B. Nachbarschaftsgruppen, kom-
munale Räte etc.). Die Führung übernahm ein 
Steuerungskomitee der Regierung (Präsident und 
Vizepräsident, Finanz- und Entwicklungsminister 
sowie Vertreter der Zivilgesellschaft) und ein 
Sekretariat (Vorsitz: Vizepräsident Jorge Quiroga 
und Vertreter des Finanz- und Entwicklungsmi-
nisteriums sowie der Zivilgesellschaft). Die nati-
onalen Workshops wurden durch solche auf Mu-
nizipal- und Regionalebene ersetzt.  
Die kritischen und wenn erforderlich kon-
fliktbereiten Vertreter von Kirche, Gewerkschaf-
ten, Basisorganisationen und NRO waren de fac-
to aus dem Prozess „ausgeklinkt“ worden. Die 
Organisation des Partizipationsprozesses ging 
von der Zivilgesellschaft wieder auf den Staat, 
die Geber (UNDP) und von denen ausgewählten 
Moderatoren über.  
Die erste Etappe des nationalen Dialogs, die 
vom 6.6. bis zum 20.7.2000 auf Departements- 
und Munizipalebene (9 Foren) stattfand, erbrach-
te als Ergebnis eine Analyse der Armut, ihrer 
Ursachen und der Maßnahmen zu ihrer Bekämp-
fung sowie einen Zeitplan für eine Strategie der 
produktiven Entwicklung und der Strukturrefor-
men. Ferner wurde gefordert, dass die Munizipal-
regierungen die Projekte (speziell in den comuni-
dades indígenas und den ärmsten Munizipien) 
durchführen und die Zivilgesellschaft ( möglichst 
die Katholische Kirche) die Verwendung der 
Ressourcen (US$ 1,3 Mrd. in 15 Jahren plus zu-
sätzlicher Schenkungen bzw. Erleichterungen 
einzelner Regierungen) kontrollieren sollte. Spe-
zielle Themen der Armutsminderung bzw. der 
politischen Entwicklung Boliviens wurden in 
sektoralen Workshops und Seminaren behandelt.  
Banzer unterstrich bei der Entgegennahme der 
Abschlussdokumente, die als Grundlage für die 
zweite Etappe des für Anfang August angesetzten 
Nationalen Dialogs dienen sollen, dass das Land 
„eine seiner bedeutendsten und vielverspre-
chendsten demokratischen Praktiken absolviert 
habe“. Die Diskussionen hatten aber auch klar 
offenbart, und das verschwieg Banzer wohlweis-
lich, dass die politische Spitze äußerst geringe 
Legitimität besitzt, die Parteien laufend mehr an 
Akzeptanz einbüßen und die sozialen Spannun-
gen aufgrund der Krisenlage steigend sind. 
Am 28. August begann der Nationale Dialog, 
Teil II, mit dem Forum über Sozialprobleme und 
Sozialstrategie, gefolgt von einem Wirtschaftsfo-
rum. Die Grundlage bildeten die Dokumente der 
Regional- und Munizipalworkshops sowie die 
Diskussion auf der Ebene der Sektoren und der 
politischen Institutionen. Ende September sollte 
das Forum über die Probleme der politischen 
Repräsentanz, der Konzertierung und der Regier-
barkeit folgen. Der „Nationale Dialog“ stimmte 
in der sich über mehrere Tage hinziehenden Dis-
kussion zu, dass US$ 900 Mio. für neue Projekte 
in den ärmsten Munizipien verwandt würden und 
Brennpunkt Lateinamerika Nr. 24-00 255 
dass die restlichen US$ 400 Mio. zu gleichen 
Teilen an alle Departements für die Armutsbe-
kämpfung gehen würden. Die Mittel würden von 
den Munizipien verwaltet, nicht mit anderen Mit-
teln vermischt und allein für die vereinbarten 
Projekte verwendet. Für die Kontrolle der Mittel 
und die fortlaufende Planung sollten spätestens 
bis Anfang 2001 Consejos Consultivos aus Mit-
gliedern der Zivilgesellschaft auf nationaler, re-
gionaler und lokaler Ebene gebildet werden. Der 
Finanzminister unterstrich, dass nunmehr so 
schnell wie möglich die Ergebnisse (und die de-
finitive Strategie zur Bekämpfung der Armut) 
den bilateralen und multilateralen Gläubigern 
präsentiert werden müssten, um die ersten Fi-
nanzmittel freizubekommen. 
Hauptkritik an der Initiative und ihrer 
Bedeutung für Bolivien 
Die Kritikpunkte an der HIPC-Initiative, die kei-
nen Anspruch auf Vollständigkeit haben und 
deren Stichhaltigkeit in diesem Zusammenhang 
nicht überprüft werden kann, lassen sich in drei 
große Bereiche unterteilen: 
1. Art und Ausgestaltung der HIPC-Initiative 
!"Die Entlastungen aus der HIPC-Initiative 
werden auf der Grundlage Schulden/Export 
kalkuliert. Sie sind entsprechend sensibel ge-
genüber Veränderungen aus externen 
Schocks. Das heißt, die benötigten Beträge 
(US$ 558 Mio.), um das angestrebte Verhält-
nis von Schulden/Export zu erreichen, variie-
ren entsprechend der externen Schocks und 
damit der außenwirtschaftlichen Lage des 
Landes. 
!"Die HIPC-Initiative schreibt durch die Art 
ihrer Kriterien und deren Obergrenzen fest, 
dass das Wachstum eines von der Wirt-
schaftskraft her so begrenzten Landes wie 
Bolivien aus dem Export geschaffen wird. Es 
wäre auch denkbar, ein kombiniertes Kriteri-
um, in welche das Verhältnis von Schul-
den/Import eingeht, zu benutzen. 
!"Ist die externe Konjunktur nicht günstig, 
können weder die Verschuldungslage konso-
lidiert, noch die Armutsziele erreicht werden. 
Die Ziele für Wachstum und Armutsreduzie-
rung sind dann unrealistisch. 
!"Die Beträge der Entlastung aus der HIPC-
Initiative sind über einen zu langen Zeitraum 
verteilt, in dem die wirtschaftlichen Bedin-
gungen außerordentlich unterschiedlich sein 
werden und die Verschuldungsbelastung 
schon wieder steigt.  
!"Die HIPC-Mittel werden bisher allein für 
eine Sozialpolitik eingesetzt, die das Wachs-
tum verstärken hilft. Sie ist nicht integral, d.h. 
sie fördert bisher kaum das Erlernen von so-
zialen Fähigkeiten und Rechten („Bürgerbe-
teiligung als Grundbedürfnis“). 
!"Die HIPC-Initiative soll durch einen partizi-
pativen Prozess mit der Bevölkerung erarbei-
tet werden, was für die Mehrzahl der HIPC-
Länder ein Novum ist. In Bolivien dagegen 
bedeutet die Partizipation für die HIPC-
Initiative, wie sie von der Banzer-Regierung, 
Weltbank und IWF gewollt werden, im Ver-
gleich zur Ära Sánchez de Lozada einen 
Rückschritt. Denn die Verantwortlichen set-
zen zu häufig Partizipation mit reiner Konsul-
tation gleich.  
!"Der Einfluss von Weltbank und IWF wird für 
eine Strategie, die vom Lande als eigene per-
zipiert werden soll, als zu mächtig empfun-
den. Die von ihnen gesetzten (Makro-)Daten 
lassen aus der Zivilgesellschaft nur Beein-
flussungsmöglichkeiten durch die Unterneh-
mer zu. Die Vertreter beider Institutionen, 
speziell des IWF, sind befangen aufgrund ih-
rer „normalen“ Rolle als Kontrolleure und 
„Macher“ der Programme. 
!"Das Erreichen der HIPC-Ziele wird anhand 
von quantitativen Kriterien geprüft. Weder 
die Operationalisierung noch die schwache 
Datenlage sind überzeugend. 
2.   Verbindung von Schuldenerleichterung 
      und Armutsbekämpfung 
!"Der PRS-Ansatz scheint makroökonomische 
und „armutsorientierte“ Erfordernisse auch 
nicht erfolgreicher als frühere Ansätze zu 
kombinieren. Die versprochenen und erwarte-
ten neuen Lösungen stehen aus.  
!"Die Förderung des Wachstums als Motor für 
die Armutsverringerung wird priorisiert, aber 
der Art und Qualität des Wachstums wird 
nicht genügend Beachtung geschenkt. Auch 
ist nicht klar definiert, was Wachstum zu 
Gunsten der Armen ist. Das bedeutet auch, 
dass der IWF Armutsbekämpfung bisher auf 
die Förderung sozialer Programme zu reduzie-
ren scheint.  
!"Die HIPC-Zielsetzungen z.B. in der Gesund-
heits- und Erziehungspolitik als Teil der Ver-
besserung der Grundbedürfnisbefriedigung 
(und damit der Armutsverminderung) berück-
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sichtigen nicht angemessen den plurikulturel-
len Charakter der bolivianischen Gesellschaft. 
Es gibt keine partizipative Diskussion über die 
Ausrichtung der Sozialpolitik. Das Gleiche 
gilt auch für die Wachstumspolitik als bedeut-
samster Grundlage für die Armutsbekämp-
fung.  
3. HIPC-Initiative allgemein 
!"Angesichts der steigenden sozialen Spannun-
gen in Bolivien sowie zunehmender Margina-
lität und Armut ist die HIPC-Initiative ein 
„Tropfen auf den heißen Stein“. 
!"Besteht überhaupt eine Möglichkeit, mit der 
HIPC-Initiative die Verschuldung und ihre 
Belastung für Bolivien tragbar zu gestalten? 
Oder ist es eine Schimäre? 
!"Macht es Sinn, sich mit hohen Krediten für 
soziale Programme (sog. nichtproduktive Pro-
gramme) zu verschulden, deren Schulden-
dienst mit neuen Krediten zurückgezahlt wer-
den muss. Die „Bewegungsfreiheit“ des Lan-
des wird weiter eingeschränkt.  
!"Die bisherigen Erfahrungen scheinen zu bes-
tätigen, dass sich die Haltung der multilatera-
len Institutionen nicht geändert hat: „Secure 
reforms and sound macroeconomics“ (Euro-
dad 2000: 11).  
!"Die Durchführung der Armutsprojekte in 
Verantwortung der Munizipien hat den Nach-
teil, dass die lokale Ebene bzw. die kleinen 
Munizipien in der Regel keine ausreichende 
institutionelle Kapazität dafür haben.  
!"Die Armutsstrategie Boliviens hat sich bisher 
darauf beschränkt, die in Durchführung be-
findlichen Programme zu koordinieren und zu 
ergänzen. Sie geht nicht von einem umfassen-
den Armutsverständnis aus. 
Schuldenerleichterung, Wachstum, Armuts-
bekämpfung: eine Schimäre? 
Ende September war der Traum der Zusammen-
arbeit von Regierung und Vertretern der Armen 
in der HIPC-Initiative zunächst ausgeträumt. Die 
Bevölkerung forderte immer dringender den 
Rücktritt der Regierung Banzer (s. Brennpunkt 
15-2000). Ende August wurden die sozialen Kon-
flikte und die Forderungen nach Lohnerhöhun-
gen, nach Rücknahme von Reformen und Zusa-
gen im „Kokainplan“ der Regierung (Bau von 
drei Kasernen im Chapare, um die Wiederan-
pflanzung von Koka zu verhindern und die Cam-
pesinos durch permanente Militärpräsenz in 
Schach zu halten) wieder mit ganzer Härte vorge-
tragen. Militär und Polizei hatten in den nächsten 
vier Wochen große Mühe, sollte sich die Zahl der 
Toten nicht weiter erhöhen, die Blockade der 
Straßen und die Gewalt der aufgebrachten Menge 
unter Kontrolle zu bringen.  
Die Regierung Banzer, die wenige Wochen 
zuvor im Rahmen der HIPC-Initiative die demo-
kratische Haltung des Regimes und der Zivilge-
sellschaft im Rahmen des Dialogs zur Armutsbe-
kämpfung gepriesen hatte, sah sich einer aufge-
heizten Masse gegenüber. Diese forderte konkre-
te Zugeständnisse für sich und ihre Familien, um 
die anhaltende Wirtschaftskrise zu überstehen. 
Der „blaue Dunst“ der Partizipation und der 
Schuldenerleichterung konnte ihre prekäre Situa-
tion weit unter der Armutslinie nicht mehr ver-
schleiern. Auch die Unternehmer mahnten immer 
dringender wirksame Maßnahmen zur Reaktivie-
rung der Wirtschaft (s. Brennpunkt Nr. 15-2000) 
ab. Binnen mehrerer Wochen erreichten die di-
rekten und indirekten Kosten der Konflikte mehr 
als US$ 125 Mio. Mitte Oktober bildete Banzer 
sein Kabinett um, allerdings ohne Mitglieder der 
oppositionellen MNR hineinzunehmen. Diese 
hatte sich aus den Konzertierungsbemühungen 
zurückgezogen. Wichtigste Neuerungen waren 
die Ablösung von Finanzminister MacLean (For-
derung der Unternehmer) und die Schaffung ei-
nes Ministerio de Asuntos Campesinos, Pueblos 
Indígenas y Originarios. Man hofft damit einer-
seits, eine verbesserte Grundlage für zukünftige 
Verhandlungen mit den indigenen Akteuren zu 
haben, und andererseits über eine Instanz zu ver-
fügen, welche die Zuteilung und Verwendung der 
HIPC-Mittel überwachen könnte.  
Um sich an der Macht zu halten, handelte die 
Regierung Kompromisse mit Hilfe von Mittlern 
(Ombudsfrau, Kirche, Menschenrechtsvertreter) 
aus und gab den Forderungen der organisierten 
Zivilgesellschaft und der Unternehmer weitge-
hend nach. Gleichzeitig versuchte sie, Mittel von 
außen zu mobilisieren, um die Zugeständnisse 
finanzieren zu können. Der IWF warnte davor, 
mehr Staatsausgaben mit nichtkonzessionären 
Krediten zu finanzieren. Eine weitere Erhöhung 
des Haushaltsdefizits (die Obergrenze war von 
2,7% sukzessive auf 4% des BIP revidiert wor-
den) würde die Inflationsspirale weiter in Gang 
setzen.  
Der Alltag hatte Bolivien definitiv eingeholt. 
Das Trugbild, mit der Schuldenerleichterung die 
Probleme von Armut und Marginalisierung lösen 
zu können, begann sich zu verflüchtigen. Oder 
bedeutete die Feststellung des Präsidialamtes, 
dass es absolut erforderlich sei, den Kampf gegen 
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die Armut und die soziale Marginalisierung zu 
einer permanenten Politik des Staates über die 
Grenzen der Opposition hinweg und mit den 
Unternehmern zu machen, dass ein Lerneffekt 
eingetreten wäre? ......die Armen haben schon 
immer von der Hoffnung gelebt. 
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Band 3 
 
Georg Bukes 
 
Der Zusammenhang von wirtschaftlicher 
Entwicklung und Demokratisierung 
 
Das Beispiel Bolivien 
 
Hamburg, Januar 2000, 177 Seiten, ISBN 3-926446-24-2 
 
Ein flüchtiger Blick über den Globus scheint die Sichtweise zu bestätigen, nach der die 
Demokratie ein Wohlstandsprodukt ist. Wohlhabende Staaten werden demnach demo-
kratisch regiert, arme Länder mehr oder weniger autoritär. Doch seit ein paar Jahren gibt 
es einige Ausnahmen, die dieser Sichtweise widersprechen. Dazu gehört Bolivien, das 
ärmste Land Südamerikas, das durch zahlreiche Putsche zu zweifelhaftem Ruhm ge-
langte. Seit 1982 erlebt der Andenstaat trotz großer Armut eine vergleichsweise stabile 
demokratische Herrschaft. Diese Entwicklung wirft zahlreiche Fragen auf: Geklärt wer-
den muß beispielsweise, ob die klassische Modernisierungstheorie noch gültig ist, nach 
der sich Staats- und Wirtschaftssystem nicht gleichzeitig modernisieren lassen und die 
wirtschaftliche Entwicklung eine Voraussetzung der Demokratisierung darstellt. Inwieweit 
ist also Demokratie Ziel oder Weg wirtschaftlicher Entwicklung? Sollte sich ein Staat 
auch unter Armutsbedingungen demokratisieren können, dann stellt sich auch die Frage, 
wie es um die Chancen einer Konsolidierung dieser jungen Demokratie steht und welche 
Rolle dabei die wirtschaftliche Entwicklung spielt. Kann also eine Demokratie unter Ar-
mutsbedingungen auch eine wirtschaftliche Entwicklung einleiten, die ihr wiederum die 
überlebensnotwendige Legitimierung garantiert? Genau diese Wechselwirkung von De-
mokratisierung und wirtschaftlicher Entwicklung versucht der Autor zu analysieren. Er 
fasst die neuesten Erkenntnisse der politikwissenschaftlichen Diskussion zusammen, 
wertet die empirisch-quantitativen Untersuchungen zu diesem Zusammenhang aus und 
vergleicht deren Ergebnisse mit der aktuellen Entwicklung in Bolivien. Mit großer Detail-
kenntnis der bolivianischen Eigenheiten gelangt der Autor zu überaus interessanten Er-
gebnissen. 
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